
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: ja (zu I 1 u. II)

RBeratG v. 13. Dezember 1935* Art. 1 §§ 1, 5;
BGB § 823 Bf; UWG § 1; Wirtschaftsprüfer v.
24. Juli 1961, §§ 2, 43

a) Der Deutsche Anwaltverein ist als ermächtigt anzusehen,
Unterlassungsansprüche der in ihm zusammengeschlossenen 
deutschen Rechtsanwälte, die diesen auf Grund von Ver­
stößen Dritter gegen das Rechtsberatungsgesetz zustehen, 
im eigenen Namen gerichtlich geltend zu machen.

b) Wirtschaftsprüfer, die ohne die erforderliche Erlaubnis 
geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten besorgen, 
können sich gegenüber dem auf § 1 DWG gestützten Unter- 
lassungsanspruch nicht darauf berufen, die Wirtschafts­
prüferkammer habe keinen Anlaß gesehen, diese Tätigkeit 
im Aufsichtswege zu beanstanden,

c) Im Sinne des Rechtsberatungsge3etzes wird eine fremde 
Rechtsangelegenheit nicht dadurch zu einer eigenen, daß 
der sie Besorgende auf Grund eines Treuhandverhältnisses 
im eigenen Nameny aber im Interesse des Treugebers
auftritt.

d) Eine V/irtschaftsPrüfungsgesellschaft, die im Auftrag 
preisbindender Unternehmen Verstöße gegen die Preisbin­dung festes teilt* besorgt fremde Rechtsangelegenheiten, 
sobald sie-nach? Feststellung derartiger Verstöße gegen 
die Händler durch Rüge vertragswidrigen Verhaltens, An­
drohung und Verhängung von Vertragsstrafen vorgeht. Ein 
solches Vorgehen steht im Sinne des § 5 Nr. 2 des Rechts­
beratungsgesetzes nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der voraufgehenden Peststellung der Preisbindungsverstöße.

e) Der Begriff der Rechtsangelegenheit wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Angelegenheit sich rein geschäfts­
mäßig erledigen läßt.

f) Zur Präge, auf welche beruflichen Tätigkeiten der Wirt­
schaftsprüfer sich eine in unmittelbarem Zusammenhang 
damit stehende rechtsberatende und -besorgende Tätigkeit 
erstrecken darf.

g) Zur Bedeutung der Gesetzesmaterialien - hier: der Berichte 
über Ausschußberatungen -, wenn im Text des Gesetzes - 
hier: der Wirtschaftsprüferordnung - die Auswirkung einer 
darin getroffenen Unterscheidung auf die Anwendung eines 
anderen Gesetzes - hier: des Rechtsberatungsgesetzes - 
nicht in einer für das Plenum der gesetzgebenden Körper­
schaft ausreichenden Weise erkennbar gemacht wurde.
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Der Ib~Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 9. Mai 1967 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Jungbluth, Pehle, Dr. Mösl, Alff und 
Dr. Simon

für Hecht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 3. Zivilsenats des Hanseatischen Ober­
landesgerichts in Hamburg vom 18, März 1965 
aufgehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil 
der Zivilkammer 15 des Landgerichts Hamburg 
vom 22. Juli 1964 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat auch die Kosten des Berufungs­
und des Revisionsverfahrens zu tragen.

v Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die beklagte Treuhandgesellschaft hat sich durch 
Verträge mit mehreren Unternehmen der Fotoindustrie, die 
Markenartikel hersteilen, dazu verpflichtet, die von den 
Unternehmen eingeführten Preisbindungen zweiter Hand zu 
überwachen und gegen Einzelhändler vorzugehen, welche die 
gebundenen Preise unterbieten. Die Verträge enthalten inso­
weit folgende Vereinbarungen:

"Zur Durchführung der Überwachungsmaßnahmen ha­
ben Sie uns als Treuhänder eingesetzt mit der 
Aufgabe, die Ihnen hinsichtlich der Überwachung
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der Preisbindung und Feststellung der einzelnen 
Preisbindungsverletzungen zustehenden Befugnisse 
auszuübeno Hierzu gehört insbesondere die Über­
tragung der Ihnen nach den Heversen zustehenden 
Hechte, alle Maßnahmen zu treffen, die geeignet 
sind, die zu unserer Kenntnis gelangenden Zu­
widerhandlungen zum Zwecke der etwa erfor­
derlichen weiteren Aufdeckung und Verfolgung 
nach Maßgabe der unten in Abschnitt 3 getroffe­
nen näheren Regelung zu prüfen und zu bear­
beiten.
Wir sind zum Einschreiten verpflichtet, sobald 
uns eine Zuwiderhandlung gegen die in dem Unter­
zeichneten Revers übernommenen Verpflichtungen 
angezeigt wird. Zeitpunkt sowie Art und Weise 
der Durchführung der uns obliegenden Aufgaben 
bestimmen sich nach unserem pflichtgemäßen Er­
messen. Im übrigen führen wir unseren Auftrag 
auf Grund der für uns als Wirtschaftsprüfungs­
und Treuhandgesellschaft maßgebenden allgemei­
nen Geschäftsbedingungen, die wir Ihnen über­
reicht haben, und der sonstigen Grundsätze der 
Berufsausübung durch.
Die Entscheidung, ob eine Zuwiderhandlung vor­
liegt und damit die Voraussetzungen für ein Vor­
gehen gegen die betreffenden Händler (Unter­
händler) gegeben sind, liegt bei uns. Wir werden 
uns aber je nach der Bedeutung des Einzelfalles 
mit Ihnen über die Beurteilung des von uns fest­
gestellten Sachverhalts ins Benehmen setzen.
Steht nach dem Ergebnis unserer Ermittlungen eine 
Zuwiderhandlung fest, werden wir Ihnen Art und 
Höhe der zu verhängenden Sühnemaßnahmen unter 
Darstellung des ermittelten Sachverhalts Vor­
schlägen. Nach Eingang Ihrer uns unverzüglich 
mitzuteilenden Entscheidung werden wir den be­
treffenden Händler durch Bescheid in unserem Na­
men über die verhängten Maßnahmen unterrichten 
und Ihnen eine Abschrift erteilen.
Die für erforderlich gehaltenen Sühnemaßnahmen 
können auf Grund der Ihnen zustehenden Entschei­
dungsbefugnis auch unmittelbar von Ihnen gegen­
über dem betreffenden Händler getroffen werden. 
Dies wird insbesondere bei Liefersperren und Kür­
zung oder Streichung des Jahresbonus in Betracht 
kommen. Sie werden uns alsdann unter Beifügung 
einer Abschrift des dem Händler erteilten Be­
scheids unterrichten.



Ihre in den Reversen zur Aufdeckung und Fest­
stellung von Zuwiderhandlungen vorgesehenen 
Rechte aus der Preisbindung gegen die Händler, 
insbesondere das Recht auf Bucheinsicht, werden 
wir Im eigenen Hamen geltend machen, notfalls 
durch Klage unter Beauftragung eines von uns 
zu bestimmenden Anwalts. Über die Wahl des Be­
vollmächtigten werden wir uns allgemein oder 
von Fall zu Fall mit Ihnen abstimmen.u

Auf Grund dieser Verträge hat die Beklagte Hamburger 
Binzeihändlern Preisbindungsverstöße vorgeworfen und sie 
zur Stellungnahme aufgefordert; sie hat u.a. Bonuskürzungen 
festgesetzt und in einem Falle eine Belieferungssperre 
verhängt. Gegenüber einem Heilbronner Unternehmen hat 
die Beklagte im Aufträge eines Kfz-Reifenherstellers eine 
Vertragsstrafe geltend gemacht und eine weitere in Aussicht 
gestellt.

Der klagende Deutsche Anwaltverein verfolgt nach 
§ 1 seiner Satzung den Zweck, alle beruflichen und wirt­
schaftlichen Interessen der Rechtsanwaltschaft zu wahren, 
zu pflegen und zu fördern; der Verein ist ferner berechtigt, 
im Rahmen des ? V£ re ;ins zwecks die Rechte seiner Mitglieder 
im eigenen Hamen geltend zu machen, soweit die Mitglieder 
dem nicht widersprechen. Mitglied des Klägers kann jeder 
am Sitz eines deutschen Gerichts bestehende Anwaltverein 
und jeder deutsche Rechtsanwalt werden, soweit nicht im 
Bezirk seiner Niederlassung ein dem Kläger angeschlossener 
Anwaltverein besteht.

Aus Anlaß eines Vorgehens der Beklagten gegen die 
vertraglich nicht gebundene Firma in
forderte der Kläger mit Schreiben vom 21. August 1963 die 
Beklagte auf, es zu unterlassen, preisbindende Unternehmen 
in Angelegenheiten der Preisüberwachung gegenüber preis­
unterbietenden Händlern zu vertreten. Die Beklagte stellte
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sich auf dsn Standpunkt, sie sei im eigenen Namen und in eine} 
eigenen Angelegenheit vorgegangen. Nach weiterem Schrift­
wechsel erklärte die Beklagte sich bereit, in Zukunft an­
waltliche Hilfe in Anspruch zu nehmen, sobald ein Einschrei­
ten gegen vertraglich nicht gebundene Händler (Außenseiter} 
erforderlich werde; eine entsprechende Zusage bezüglich des 
Vorgehens gegen vertraglich gebundene Händler lehnte sie 
dagegen ausdrücklich ab.

Der Kläger hat im vorliegenden Streit zunächst bean­
tragt, der Beklagten zu untersagen, Firmen der Fotoindustrie 
in deren Preisbindungsangelegenheiten gegen vertraglich ge­
bundene Händler

a) rechtlich darüber zu beraten, ob und in 
welcher Weise gegen Preisbindungsver­
letzungen vorgegangen werden soll,

b) selbst zu entscheiden, ob und welche 
Maßnahmen zu treffen sind,

c} selbst gegen Zuwiderhandlungen vorzu­
gehen und dabei selbst zu bestimmen, 
welche Maßnahmen zu ergreifen sind 
(z. B. Verhängung von Liefersperren 
und Festsetzung von Vertragsstrafen),

d> Vertragsstrafen einzuziehen.

Hinsichtlich der Klageanträge zu a und b ist der 
Rechtsstreit an das Landgericht Frankfurt/Main verwiesen . 
worden. Daraufhin hat der Kläger die verbliebenen Anträge 
zu c und d dahin zusammengefaßt,

der Beklagten unter Androhung einer Geldstrafe
in unbeschränkter Hohe zu untersagen,
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für Firmen der Fotoindustrie in deren Preis­
bindungsangelegenheiten gegen vertraglich 
gebundene Händler wegen Vertragsverletzungen 
durch Rüge vertragswidrigen Verhaltens,
Aufforderung zu vertragsgemäßem Verhalten 
und Androhung von Sanktionen,
Verhängung von Jiiefersperren,
Auferlegung oder Einziehung von Vertrags­
strafen - auch in der Form der Bonuskürzung - 
vorzugehen.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
geltend gemacht, die beanstandeten Maßnahmen nähmen nur 
einen ganz geringen Raum neben ihrer Überwachungstätigkeit 
ein; Vertragsstrafen ziehe sie nicht ein. Sie sei zu der 
beanstandeten Tätigkeit berechtigt; es handle sich nicht 
um die Besorgung vpn Rechtsangelegenheiten, sondern um 
unternehmerische Entscheidungen; erst deren Durchsetzung 
sei Rechtsbescrgung. Sie nehme auch nicht fremde, sondern 
treuhänderisch übertragene und deshalb eigene Angelegen­
heiten wahr;. jedem Falle sei ihre Tätigkeit aber durch 
§ 5 Hr, 2 des Rechtsberatungsgesetzes gedeckt, da die 
Überwachung preisgebundener Händler als treuhänderische 
Verwaltung fremder wirtschaftlicher Angelegenheiten im 
Sinne des § 43 Abs. 4 der WirtschaftsprüferOrdnung zu 
den Aufgaben eines Wirtschaftsprüfers gehöre; außerdem 
stehe die beanstandete Tätigkeit in unmittelbarem Zusammen­
hang mit einer Vermögensverwaltung im Sinne des § 5 Hr, 3 
des Rechtsberatungsgesetzes. Der Unterlassungsanspruch sei 
ferner verwirkt, der Kläger auch nicht zur Klage befugt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben und der 
Beklagten die Kosten des Rechtsstreits auferlegt.
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Auf die hiergegen erhobene Berufung der Beklagten 
hat das Oberlandesgericht die Klage abgewiesen.

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils. Die Beklagte bittet 
um Zurückweisung der Revision.

Ente cheidungsgründe;

Das Berufungsgericht verneint zunächst die Sachbe- 
fugnis des Klägers, soweit dieser den Unterlassungsanspruch 
auf § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit Vorschriften des 
Rechtsberatungsgesetses stützt. Der Kläger könne schon 
deshalb nicht als in seinen Rechten verletzt angesehen 
werden, weil ihm als berufsständischer Vereinigung durch 
das angegriffene Verhalten der Beklagten kein Schaden 
entstehen könne. Wo aber ein Schaden nicht denkbar sei, 
könne auch der Unterlassungsanspruch nicht gewahrt werden; 
das ergebe sich insbesondere daraus, daß der Gesetzgeber 
für den Bereich de© Wettbewerbs- und des Rabattreahts die 
besonderen Vorschriften der §§ 13 UWG, 12 RabattG für er­
forderlich gehalten habe, um den Verbänden die Klagebefugnis 
zu verschaffen.

Hiervon abgesehen könne das Rechtsberatungsgesetz* 
auch insoweit von der in der Rechtsprechung bisher allge­
mein vertretenen Auffassung abweichend, nicht mehr als 
Schutzgesetz zugunsten der Anwälte angesehen werden, 
nachdem die Zulassung als Rechtsbeistand im Hinblick auf 
Art. 12 GQ nicht mehr von einem Bedürfnis nach Zulassung 
abhängig gemacht werden dürfe (BVerwG HJW 1955» 1532); 
der Kläger könne deshalb die Sachbefugnis auch nicht
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durch Übertragung oder Ermächtigung im Wege einer Satzungs­
bestimmung erworben haben. Außerdem habe der Kläger nicht 
dargelegt, daß ein einzelner Rechtsanwalt anstelle der 
Beklagten das Mandat erhalten hätte, wenn diese nicht 
rechtsbesorgend tätig geworden wäre* Mitglieder des Klägers 
seien grundsätzlich nur die örtlichen Anwaltvereine; der 
Kläger habe auch nicht dargelegt, daß die Voraussetzungen 
für eine gewillkürte ProzeßstandSchaft vorlägen.

Im weiteren führt das Berufungsgericht aus, daß dem 
nach § 13 UWß an sich klageberechtigten Anwaltverein der 
Unterlassungsanspruch auch nicht nach § 1 UWG zustehe. Es 
verneint einen Wettbewerbsverstoß zunächst schon deshalb, 
weil ein solcher entgegen der vom Bundesgerichtshof bis­
lang vertretenen Meinung selbst dann nicht gegeben sei, 
wenn die Tätigkeit der Beklagten gegen das Rechtsberatungs- 
gesetz verstoße; denn ihre Tätigkeit sei dann nicht an 
sich unerlaubt, sondern lediglich erlaubnisbedürftig; 
allenfalls liege eine Ordnungswidrigkeit vor. Sittenwidrig 
wäre die Tätigkeit nuf', wenn feststände, daß die Erlaubnis

.. j '»

versagt werden;würde und der Beklagten die hierfür maß­
gebenden Umstände bekannt wären* Der Beklagten müsse hier 
die Erlaubnis erteilt werden; das Gegenteil habe der Kläger 
nicht dargetan und ein Rechtsirrtum der Beklagten über die 
Anwendbarkeit des Rechtsberatungsgesetzes wäre jedenfalls 
entschuldbar.

Die Beklagte besorge schließlich aber auch keine 
fremden Rechtsangelegenheiten. Bei der beanstandeten 
Tätigkeit handle es sich tim Fragen der wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit. Der Begriff der Rechtsangelegenheit sei 
vom Standpunkt des Rechtsuchenden her zu bilden, da das 
Gesetz ihn schützen wolle. Für den Reohtsuchenden werde 
eine Angelegenheit erst dann zu einer rechtlichen, wenn



- 9 -

sie sich nicht rein geschäftsmäßig erledigen lasse, ihre 
Erledigung vielmehr die Anführung rechtlicher Argumente 
erforderlich mache und sich aus diesem Grunde die Hinzu­
ziehung rechtskundiger Personen als sachdienlich erweise. 
Verwarnungen und Sanktionen würden aber von den preis- 
bindenden Unternehmen stets ohne Hinzuziehung rechtskundiger 
Personen ausgesprochen. Die Beklagte mache auch nicht den 
Rechtsanwälten Konkurrenz; die durch Testkäufe und Buch­
prüfungen auszuführende Tätigkeit der Überwachung von 
Preisbindungssystemen gehöre nicht zum Beruf des Rechts­
anwalts; wenn der Preisbinder diese Überwachung selbst 
durchführe, bediene er sich eines Rechtsanwalts erst dann, 
wenn der Vertragsbrüchige Händler erfolglos verwarnt worden 
sei und die gegen ihn verhängten Sanktionen bekämpfe.

Diese Ausführungen werden von der Revision mit Recht 
angegriffen.

I, Die Prozeßführungsbefugnis des klagenden Anwalt- 
Vereins ist entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 
auch für den Unterlassungsanspruch aus § 823 Abs. 2 BGB 
in Verbindung mit einer entsprechenden Anwendung des § 1004 
BGB zu bejahen, wenn die Vorschrift des Art. 1 § 1 des 
Rechtsberatungsgesetzes verletzt ist.

1. Wie der erkennende Senat ausgesprochen hat (BGHZ 41, 
314 = GRUR 1964, 567, 568 - Lavamat), steht einem Verband 
zur Förderung gewerblicher Interessen zwar kein in seiner 
Person entstandener materiellrechtlieher Unterlassungsr- 
anspruch aus § 823 Abs. 2 BGB zu, sofern der Anspruch 
ausschließlich auf die Verletzung von Vorschriften des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb gestützt werden 
kann; denn diese Vorschriften bezwecken nicht den Schutz 
der fraglichen Verbände. Dasselbe gilt grundsätzlich auch
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bei Verletzung anderer Gesetze, die nicht den Schutz von 
Verbänden, sondern den ihrer Mitglieder bezwecken. Per 
Verband oder Verein kann jedoch die Prozeßführungs- 
befugnis auf Grund abgeleiteten Rechts nach den auch sonst 
für die Wirksamkeit der sog. gewillkürten Prozeßstandschaft 
geltenden Grundsätzen erwerben (dazu vgl. BGHZ 25» 250,
259; 31» 279, 281). Hierzu bedarf es einer dahingehenden 
Ermächtigung durch den Rechtsinhaber und eines eigenen 
schutzwürdigen Interesses des Vereins an der Geltendmachung 
des Rechts. Run kann zwar weder in der bloßen Tatsache 
der Mitgliedschaft des Verletzten (RGZ 79» 321), noch in 
einer Satzungsbestimmung, wonach der Verein die wirt­
schaftlichen Interessen seiner Mitglieder vertritt, ohne 
weiteres eine Ermächtigung zur Prozeßführung im eigenen 
Namen erblickt werden, und ebensowenig ist mit einer 
solchen Satzungsbestimmung allein ein schutzwürdiges 
Interesse an der gerichtlichen Geltendmachung der aus 
wirtschaftlicher Betätigung hervorgehenden Rechte der 
Mitglieder zu begründen. Per Beitritt zu einem Verein, 
der eine bestimmte Bdrufsgruppe zusammenschließt» kann 
aber eine derartige Ermächtigung enthalten und ein schutz- 
würdiges Interesse an der gerichtlichen Geltendmachung 
rechtfertigen, soweit es sich um die Klärung von Prägen 
handelt, die mit der Verletzung eines Gesetzes Zusammen­
hängen, das sich mit der Abgrenzung der dem betreffenden 
Beruf gesetzlich vorbehaltenen Aufgaben befaßt, und wenn 
das einzelne Mitglied im Rechtsstreit nur schwer den 
Nachweis einer Verletzung seines eigenen Interesses er­
bringen könnte. Insoweit kann auch die ständige Rechts- 
praxis Aufschluß darüber geben, inwieweit die Satzungsbe- 
Stimmung als eine derartige Ermächtigung durch die Mit­
glieder angesehen werden kann. Pas Revisionsgericht ist 
hierbei, weil es sich um die Prüfung einer Prozeßvoraus- 
Setzung handelt, an die tatsächlichen Feststellungen des



11

Berufungsgerichts nicht gebunden (BGHZ 31, 279, 281),
Bür Verstöße gegen das Rechtsberatungsgesetz treffen die 
dargelegten Gesichtspunkte zugunsten des Deutschen Anwalt­
vereins zu, soweit der hier allein erhobene Unterlassungs­
anspruch in Betracht kommt. Der Umstand, daß schon bisher 
der klagende Anwaltverein Unterlassungsansprüche der hier 
gegebenen Art gerichtlich geltend gemacht hat, läßt darauf 
schließen, daß die in ihm, wenn auch grundsätzlich mittel­
bar über örtliche Anwaltvereine, zusammengeschlossenen 
Rechtsanwälte einer solchen Prozeßführung allgemein zuge­
stimmt haben. In der Rechtsprechung sind deshalb auch 
bisher keine Bedenken dagegen erhoben worden, die Prozeß­
führungsbefugnis des Klägers in diesem Rahmen zu bejahen 
(vgl. BGHZ 15, 315 = NJW 1955, 422; NJW 1956, 591 - Klage 
einer Anwalts kämme r NJW 1956, 749, 750; GRUR 1961, 418;
BGHZ 38, 71). Auch gegen eine Weitergabe der Ermächtigung 
durch örtliche Anwaltvereine an den Deutschen Anwaltverein 
bestehen in diesem Umfang keine Bedenken, soweit es sich 
lim die Klärung von Rechtsfragen überörtlichen Charakters 
handelt.

In dieser Ermächtigung liegt auch kein prozessualer 
Mißbrauch; die verfahrensrechtliche Stellung der Beklagten 
wird durch die Anerkennung der Prozeßführungsbefugnis des 
Klägers nicht gefährdet; insbesondere wird die Gefahr der 
Häufung von Klagen dadurch vermindert, daß die Rechtskraft 
eines abweisenden Urteils sich auf die Ermächtigenden er­
strecken würde* Die von der Revisionsbeklagten für die Un­
zulässigkeit der Frozeßführungsermächtigung angeführte Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs (DM Nr. 4 zu § 325 ZPO) 
betrifft einen völlig anders liegenden Sachverhalt,

2. Unrichtig ist auch die Auffassung des Berufungs­
gerichts, das Rechtsschutzbedürfnis für die Unterlassungs-
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klage sei zu verneinen, weil die Einhaltung der Bestimmungen 
des Hechtsberatungsgesetzes durch eine Strafvorschrift 
(§ 8 des Gesetzes) sanktioniert ist. Die Möglichkeit einer 
Strafanzeige schließt den zivilprozessualen ünterlassungs- 
anspruch nicht aus (RGZ 116, 151); gerade in schwierigen, 
einer grundsätzlichen gerichtlichen Klärung bedürftigen 
Fällen würde die strafrechtliche Sanktion häufig am Erfor­
dernis des Verschuldens scheitern.

3. Dem Berufungsgericht kann auch nicht darin gefolgt 
werden, das Rechtsberatungsgesetz sei nicht als Schutz­
gesetz zugunsten der Rechtsanwälte im Sinne des § 823 
Abs. 2 BGB anzusehen. Hierbei kann zugunsten der Beklagten 
davon ausgegangen werden, daß das in Art. 1 § 1 des Gesetzes 
aufgestellte Zulassungserfordernis eines örtlichen Bedürf­
nisses nicht mit der durch Art. 12 des Grundgesetzes gewähr­
leisteten Freiheit der Berufswahl vereinbar ist (so BVerwG 
NJW 1955, 1552; ablehnend Heues aaO. und Stein-Jonas-Schönke- 
Pohle, ZPO, 19. Aufl., § 157 Fußnote 4). Es kann auch uner- 
örtert bleiben, inwieweit die Frage des Bedürfnisses hier 
anders zu bburii eilen wäre als im Falle der Gestattung des 
Auftretens in der mündlichen Verhandlung gemäß § 157 Abs. 3 
ZPO, für die entschieden ist, daß es sich nur um eine mit 
Art. 12 GG vereinbare Regelung der Berufsausübung handelt 
(BVerfGE 10, 185). Denn jedenfalls bleibt es bei der in 
Art. 1 § 1 des Rechtsberatungsgesetzes enthaltenen, mit 
Art. 12 GG in Einklang stehenden (BGH 1 StR 755/52 = IM 
Nr. 1 zu § 1 RBeratG) Regelung, wonach die geschäfts­
mäßige Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten von einer 
Erlaubnis abhängig ist, deren Erteilung Zuverlässigkeit, 
persönliche Eignung und Sachkunde des Bewerbers voraus- 
setzt. Schon dieser Erlaubniszwang schützt diejenigen, 
die mit Erlaubnis fremde Rechtsangelegenheiten besorgen, 
wie die Rechtsanwälte und die zugelassenen Rechtsbeistände.
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Das Gesetz, das allerdings in erster Linie die aus der 
Rechtsbesorgung durch ungeeignete und unzuverlässige 
Personen hervorgehenden Gefahren für das Publikum abwenden 
will, bezweckt auch den Schutz der Angehörigen dieses 
Berufskreises; sie würden sich auf diesem in bestimmter 
Weise abgegrenzten Arbeitsfeld dann, wenn jedermann ge­
schäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten besorgen dürfte, 
schon deshalb im Nachteil befinden, weil sie in bezug auf 
die Ausübung ihres Berufes Bindungen unterworfen sind, die 
für Dritte nicht gelten. Vor diesem Nachteil sollen sie 
bewahrt bleiben. Hinsichtlich der Rechtsanwälte ist inso­
weit insbesondere auf die Pflicht zu verweisen, bestimmte 
Gebühren zu fordern und in Armensachen raitzuwirken. Der 
Schutzgesetzcharakter des Rechtsberatungsgesetzes zeigt 
sich auch in den besonderen Beschränkungen für die Ertei- 
lung der Erlaubnis an juristische Personen (§§ 3 und 10 
der 1. AusfVQ vom 13. Dezember 1935 , RGBl I 1481), die 
erkennen lassen, daß die Besorgung fremder Reehteange- 
legenheiten nach der Vorstellung des Gesetzgebers auf 
dem Vertrauen in die tätig werdenden natürlichen Personen 
beruht, und daß deshalb diese Personen auch nach außen hin 
erkennbar gemacht werden sollen. Das Gesetz will hiernach 
auch verhindern, daß Rechtsanwälte und Rechtsbeietände 
einem uneingeschränkten Wettbewerb juristischer Personen 
ausgesetzt werden (BGHB 15, 315, 317). Per gekennzeichnete 
Schutzzweck des Gesetzes kann schließlich nicht deshalb 
verneint werden, weil im Grunde auch die verfassungsrecht­
liche Rechtfertigung für den ErlaubnisVorbehalt nur in 
einem dahinterstehenden Allgemeininteresse an einem gut 
funktionierenden Berufsstand zu erblicken ist; denn gerade 
weil die freie Rechtsanwaltschaft eine der Voraussetzungen 
für eine zuverlässige Rechtsbesorgung ist, müssen die 
sich objektiv zu ihrem Vorteil auswirkenden Vorschriften 
des Rechtsberatungsgesetzes zugleich als Gesetze zum Schutz
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der Angehörigen dieses Berufsstandes angesehen werden* Die 
Ausführungen des Berufungsgeriohts geben keinen Anlaß, in 
dieser Präge von der bisherigen Rechtsprechung abzuweichen.

4. Die Klagebefugnis ergibt sich ferner aus § 13 
Abs. 1 in Verbindung mit § 1 UWG.

Burch ihre Tätigkeit ist die Beklagte in Wettbewerb 
mit Rechtsanwälten und anderen zur Rechtsberatung zuge­
lassenen Personen getreten. Ihre Tätigkeit ist geeignet, 
ihr im geschäftlichen Verkehr auf Kosten dieses Personen­
kreises einen Vorteil zu verschaffen, gleichgültig, wie 
groß der Kreis derjenigen gewesen wäre, die in keinem Palle 
einen Anwalt oder einen Rechtsberater mit den notwendigen 
Maßnahmen betraut haben würden (BGH NJW 1956, 749, 750).
Es kann nicht anerkannt werden, daß die angegriffenen Maß­
nahmen gegen vertraglich gebundene Händler, die gebundene 
Preise unterbieten, niemals durch Rechtsanwälte namens der 
preisbindenden Unternehmen ergriffen würden; im Rahmen 
des Unterlassjüngsänspruchs genügt es überdies, daß eine 
solche Tätigkeit, ihrer Art nach in den Kreis der von 
Rechtsanwälten Währgenommenen, ihnen beruflich obliegenden 
Aufgaben fällt. Bas ist hier zu bejahen.

Baß § 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
zum Schutze der Rechtsanwälte anwendbar ist, wenn diesen 
von Britten, die nicht Rechtsanwälte sind, unlauterer 
Wettbewerb bereitet wird, hat schon das Reichsgericht an­
erkannt (JW 1920, 778 mit zustimmenden Anmerkungen von 
Stein, Mittelstein und Hachenburg). Wie dort anhand der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes dargelegt worden ist, 
wurde die auf den "geschäftlichen" Verkehr abstellende 
Passung des § 1 UWG gerade im Hinblick auf die Ärzte 
und Rechtsanwälte gewählt. Seitdem ist anerkannt, daß An- 
waltvereine, die satzungsgemäß die wirtschaftlichen und



- 1 5 -

berufliehen Interessen ihrer Mitglieder fördern, auch dann 
zu den in § 13 Abs. 1 UWG genannten Verbänden gehören, wenn 
sie vorwiegend ideelle Interessen vertreten.

II. Die angegriffene Tätigkeit der Beklagten stellt 
auch einen Verstoß gegen § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung 
mit Art. 1 § 1 des Rechtsberatungsgesetzes sowie gegen 
§ 1 UWG dar.

1. Wie unter I 3 ausgeführt, sind die Rechtsanwälte 
gegenüber denjenigen, die ohne Erlaubnis geschäftsmäßig 
fremde Rechtsangelegenheiten besorgen, besonderen Be­
schränkungen unterwox'fen, die sich aus ihrer beruflichen 
Stellung ergeben. Sie befinden sich diesen Personen 
gegenüber daher in einer wettbewerblich ungünstigeren 
Stellung. Der Erlaubniszwang für die rechtsbesorgende 
Tätigkeit beruht auch nicht etwa nur auf wertneutralen 
bloßen Ordnungsvorstellungen, deren Verletzung nicht zu­
gleich einen Wettbewerbsverstoß bedeuten würde; es handelt 
sich vielmehr um die Einhaltung einer Gesetzesvorschrift, 
die nicht, wie in dem von der Beklagten zu Unrecht für 
ihren gegenteiligen Standpunkt angeführten Pall des Ver­
stoßes gegen innerberufsständische Vorschriften (BGH GRUB 
1965, 690 - Pachärzte), lediglich der berufsständischen 
Ordnung dient, sondern im allgemeinen Interesse an einer 
zuverlässigen Rechtspflege erlassen ist. In einem derar­
tigen Palle handelt gegen die guten wettbewerblichen 
Sitten, wer die erlaubnispflichtige Tätigkeit ohne die 
erforderliche Erlaubnis ausübt (BGH NJW 1956, 749, 750;
GRUR 1961, 418; vgl. auch BGHZ 22, 167, 181 - Arzneimittel).

Im Rahmen des hier allein erhobenen Unterlassungsan- 
spruchs kommt es entgegen der Auffassung des Berufungsge­
richts für die Anwendung des § 1 UWG nicht darauf an, ob



der Rechtsverstoß schuldhaft begangen ist. Es genügt, 
daß der Zuwiderhandelnde die Umstände kennt, die sein 
Verhalten zu einem unlauteren machen; ein rechtlicher 
Irrtum über die Geltung und Tragweite des Rechtsberatungs­
gesetzes würde dem Unterlassungsanspruch nicht entgegen­
stehen (BGH NJW 1956, 749, 750; RG MuW XXXIII, 113, 114). 
Entgegen der Auffassung der Revisionsbeklagten steht es 
der Annahme eines Wettbewerbsverstoßes im Falle der Ver­
letzung eines nicht lediglich berufsständische Interessen 
berührenden Gesetzes auch nicht entgegen, wenn eine zur 
Aufsicht über die berufliche Tätigkeit ihrer Mitglieder 
errichtete Körperschaft des öffentlichen Rechts, hier die 
Wirtschaftsprüferkammer, nicht gegen das angegriffene 
Verhalten einschreitet.

Ob die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs im 
Einzelfall rechtsmißbräuchlich sein kann, etwa wenn mit der 
Erteilung der Erlaubnis sicher gerechnet werden kann, 
braucht im vorliegenden Rechtsstreit nicht entschieden zu 
werden. Die Beklagte muß sich insoweit entgegenhalten 
lassen, daß für juristische Personen das besondere Zu­
lassungserfordernis 7des § 10 der 1. AusfVO besteht und 
daß Wirtschaftsprüfer neben ihrem Beruf eine gewerbliche 
Tätigkeit nicht ausüben dürfen (§43 Abs. 3 Nr. 1 der 
Wirtschafteprüferordnung vom 24. Juli 1961 - BGBl I, 1049), 
die geschäftsmäßige entgeltliche Besorgung fremder Rechts­
angelegenheiten, soweit sie über die in der Wirtschafts­
prüferordnung aufgeführten Tätigkeitsbereiche hinausgeht, 
aber ihrer Art nach als gewerbliche Tätigkeit anzusehen sein 
könnte (vgl. BVerfGE 10, 185)* Die behördliche Erlaubnis 
kann deshalb ira vorliegenden Pall nicht von vornherein als 
bloße Formalität angesehen werden.
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2. Die Beklagte hat vorab geltend gemacht, die von 
ihr besorgten Angelegenheiten seien nicht f r e m d e ,  
sondern eigene, weil ihr die den preisbindenden Unter­
nehmen vertraglich zustehenden Befugnisse gegenüber den 
gebundenen Händlern treuhänderisch übertragen worden seien. 
Bas ist nicht richtig. Babei kann dahingestellt bleiben, 
inwieweit die Unternehmen, ohne die ihnen aus den Verträgen 
insgesamt zustehende Rechtsstellung auf die Beklagte zu 
übertragen, rechtlich überhaupt in der Lage sind, einzelne 
Rechte wie den Unterlassungsanspruch und die Befugnis zur 
Verhängung von Vertragsstrafen, Liefersperren, Bonus­
kürzungen und dergl. auf die Beklagte übergehen zu lassen 
(verneinend OLG Hamburg NJW 1963» 2128). Im Sinne des 
Rechtsberatungsgesetzes wird eine Rechtaangelegenheit 
jedenfalls nicht dadurch zu einer eigenen, daß der sie 
Besorgende auf Grund eines Treuhandverhältnisses im Inter­
esse des Auftraggebers, wenn auch im eigenen Hamen auftritt.

3. Bs handelt sich auch um die Besorgung von 
R e c h t e angelegenheiten. Nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts vollzieht die Beklagte die angegriffene 
Tätigkeit auf drei Stufen. Wenn durch die Überwachungs­
tätigkeit der Beklagten Unterpreisverkaufe festgestellt 
werden (1. Stufe), und wenn die Uberwachungstätigkeit 
damit nicht beendet werden kann, werden BntsehlieBungen 
darüber notwendig, in welcher Weise gegen den Vertrags­
brüchigen Händler vorzugehen ist (2. Stufe); der Vollzug 
dieser Entschließung ist entweder die Verwarnung des 
Händlers oder die Verhängung einer Sanktion (3. Stufe).
Bie Tätigkeit der ersten Stufe ist nicht Gegenstand des 
Rechtsstreits. Hinsichtlich der zweiten Stufe hatte das 
Berufungsgericht zunächst angenommen, auch diese Tätigkeit 
werde vom Kläger nicht beanstandet. Bie Tätigkeit der 
dritten Stufe sei aber nur der Vollzug dieser nicht ange­
griffenen Tätigkeit, der nicht zu beanstanden sei, weil
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eine Verwaltung nicht in unausgeführten Entschließungen 
stecken bleiben könne.

Hierbei hat das Berufungsgericht übersehen, daß auch 
die Tätigkeit der zweiten Stufe vom Kläger in einem zweiten, 
von dem vorliegenden abgetrennten Rechtsstreit angegriffen 
wird. Insoweit hat das Berufungsgericht den festgestellten 
Tatbestand nachträglich berichtigt. Bei dem im gegenwärtigen 
Rechtsstreit angegriffenen Verhalten, dem Vorgehen gegen 
vertraglich gebundene Händler durch Rüge vertragswidrigen 
Verhaltens, Aufforderung zu vertragsgemäßem Verhalten, 
Androhung von Sanktionen, Verhängung von Liefersperren, 
Auferlegung und Einziehung von Vertragsstrafen, auch in 
der Form von Bonuskürzungen, handelt es sich aber um die 
Besorgung von Rechtsangelegenheiten. Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten ist gegeben, wenn die betreffende 
Maßnahme das Ziel verfolgt, konkrete fremde Rechte zu ver­
wirklichen oder konkrete fremde Rechtsverhältnisse zu 
gestalten (BGH NJ# 1956, 591; BGHZ 38, 71, 75; KG DJ 1939, 
1668). Darunter falleri4' beispielsweise auch Verhandlungeni \
eines Wirtschaftsberaters mit Gläubigern seines Auftrag-

• « ■ ■ ' 4 ' : •’*

gebers über einen Schuldnachlaß und eine vergleichsweise 
Erledigung der Schulden (BGH HJW 1962, 2010). Diese 
Voraussetzungen sind zunächst bei der Auferlegung von 
Sanktionen des bezeichnten Inhalts und bei ihrer Durch­
führung zweifellos erfüllt. Dergleichen Maßnahmen setzen 
eine Prüfung der Rechtswirksamkeit des Preisbindungsvertrages, 
der Voraussetzungen für den Eintritt der Vertragsstrafe 
und der Angemessenheit ihrer Höhe voraus, und sie ver­
wirklichen den behaupteten konkreten vertraglichen An­
spruch des Preisbinders. Aber auch die bloße Geltend­
machung des Vertragsverstoßes gegenüber dem Vertrags­
gegner und die Aufforderung zu vertragsgemäßem Verhalten 
sind als Rechtsangelegenheiten anzusehen. Diese Maßnahmen
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sind dazu bestimmt, die Einhaltung der vertraglichen Ver­
pflichtung für die Zukunft zu sichern und damit den Er­
füllungsanspruch durchzusetzen. Daran ändert nichts, daß 
im Geschäftsleben der Hechtsinhaber sie häufig selbst 
vornimmt. Hierauf kann für den Begriff der Rechtsan­
gelegenheit schon deshalb nicht abgestellt werden, weil 
insoweit keine einheitliche Übung besteht. Das Hechtsbe­
ratungsgesetz verlangt, wie die Revision mit Recht geltend 
macht, einen objektiven Maßstab für die Abgrenzung des 
Begriffs der Hechtsangelegenheit; andernfalls würde gerade 
der rechtsunkundige Laie, den dieses Gesetz in erster Linie 
schützen will, schutzlos bleiben, da er oft der irrigen 
Meinung ist, eine Hechtsangelegenheit sei einfach* Anderer­
seits sind Unternehmen mit eigener Rechtsabteilung meist 
in der Lage, ihre Rechtsangelegenheiten in weitem Umfang 
selbst wahrzunehmen* Auch sind die Gründe, aus denen Unter­
nehmen die Besorgung von Hechtsangelegenheiten Dritten 
überlassen, durchaus verschiedener Art.

' Wie die im Gesetz ausdrücklich zu den Rechtsangelegen­
heiten gezählte Einziehung von Forderungen zeigt, kann 
auch nicht, wie das Berufungsgericht meint, darauf abge­
stellt werden, ob die Angelegenheit sich rein geschäfts­
mäßig erledigen ließe oder aber ihre Erledigung die An­
führung rechtlicher Argumente erforderlich macht. Auch 
die Einziehung von Forderungen ist für viele Unternehmen 
eine rein geschäftsmäßige Angelegenheit, die eine Anfüh­
rung rechtlicher Argumente keinesfalls in stärkerem Maße 
erfordert als die Geltendmachung eines Verstoßes gegen 
einen Preisbindungsvertrag der zweiten Hand. Gerade bei 
der Prüfung der Wirksamkeit solcher Verträge und der 
dem gebundenen Händler etwa zustehenden Einwendungen 
treten vielmehr häufig schwierige Rechtsfragen kartell­
rechtlicher und wettbewerbsrechtiicher Art auf, Fragen,
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die vor allem auch im Interesse des auftraggehenden Preis­
binders sorgfältig geprüft werden müssen, um die Aufrecht­
erhaltung eines wirksamen Preisbindungssystems nicht zu 
gefährden. Daraus ergibt sich die besondere Bedeutung 
der der Beklagten überlassenen Entschließuhgsfreiheit 
hinsichtlich des Vorgehens gegen preisunterbietende Händler.

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kann 
für den Begriff der Bechtsangelegenheit auch nicht auf 
die eigene Auffassung des Hechtsträgers abgestellt werden. 
Unternehmen mit eigener Hechtsabteilung werden diese 
Fragen vielfach als rein geschäftsmäßige ansehen und die 
Zuziehung eines Rechtskundigen nicht als sachdienlich er­
achten; würde man die Begriffsbestimmung des Berufungs­
gerichts zugrunde legen, so dürften derartige Unternehmen 
ihre gesamten Hechtsangelegenheiten von Dritten erledigen 
lassen, soweit nicht im Hechtsstreit der Anwaltszwang oder 
die Vorschrift des § 157 ZPO entgegenstehen.
Die angegriffene Tätigkeit der Beklagten fällt daher unter 
die Vorschrift, des ÄrtV 1 § I des Hechtsberatungsgesetzes.

. % i *i

4. Die Tätigkeit der Beklagten ist auch nicht, wie 
die Beklagte geltend macht, durch die Vorschrift des § 5 
Abs. 1 Hr. 2 dieses Gesetzes gedeckt, nach der öffentlich 
bestellte Wirtschaftsprüfer in Angelegenheiten, mit denen 
sie beruflich befaßt sind, auch die rechtliche Bearbeitung 
übernehmen dürfen, soweit diese mit den Aufgaben des 
Wirtschaftsprüfers in unmittelbarem Zusammenhang steht.

a) Die Tragweite dieser Vorschrift ist umstritten.
Hach der amtlichen Begründung stellt sie eine sachlich 
begrenzte Ausnahme vom Verbot der Kechtsbesorgung für 
gewisse Personengruppen dar, die im Hahmen der Ausübung 
ihres auf wirtschaftlichem Gebiet liegenden Berufs mehr
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oder v/eniger häufig in die Lage kommen, sich auch mit 
rechtlichen Angelegenheiten anderer zu befassen. Sie 
sollen vom Erlaubniszwang jedoch nur insoweit befreit 
sein, als die Hechtsbesorgung in unmittelbarem Zusammen­
hang mit Geschäften ihrer "eigentlichen" Berufstätigkeit 
stehen. Die in dieser Ausnahmeregelung enthaltene Verwei­
sung bezieht sich nicht nur auf diejenigen beruflichen 
Tätigkeiten, die im Augenblick des Erlasses des Gesetzes 
von den Wirtschaftsprüfern wahrgenommen wurden, sondern 
auch auf solche, die in später erlassenen Gesetzen als 
zu ihrem Beruf rechnend anerkannt worden sind. Insoweit 
hat also das Rechtsberatungsgesetz keinen unabänderlich 
festliegenden Aufgabenkreis für die in Betracht kommenden 
Berufe gezogen. Bas ergibt Bich aus dem Zweck der Ausnahme­
vorschrift, die zulässige Berufsausübung der aufgeführten 
Bersonengruppe nicht unangemessen zu erschweren.

im Schrifttum und in der Rechtsprechung wird vielfach 
angenommen, § $ Hr. 2 des Rechtsberatungsgesetzes setze 
voraus, daß die rechtsbesorgende Tätigkeit mit den "Auf­
gaben" des Wirtschaftsprüfers in unmittelbarem Zusammen­
hang stehen müsse, wobei unter diesen Aufgaben nur die 
durch Gesetz dem Wirtschaftsprüfer als "eigentliche" 
Tätigkeit zugewiesenen oder vorbehaltenen Tätigkeiten zu 
verstehen seien (Brangsch, Anw.Bl. 1964, 42; Feyock, BNotZ 
1964, $26, 530; Bumoulin NJW 1966, 811, 813 m.w.Hachw,); 
das Gesetz mache insoweit bewußt einen Unterschied zwischen 
den Angelegenheiten, mit denen der Wirtschaftsprüfer beruf­
lich befaßt sei und dem enger aufzufassenden Bereich seiner 
Aufgaben. Dieser Streit ist entgegen der Ansicht des Klägers 
durch die Wirtschaftsprüferordnung nicht entschieden worden. 
Diese umschreibt den Inhalt der Tätigkeit der Wirtschafts­
prüfer zunächst in § 2 dahin, daß sie die "berufliche Auf­
gabe" haben, betriebswirtschaftliche Brüfungen durchzuführen
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und Bestatigungsvermerke über die Vornahme und das Ergebnis 
solcher Prüfungen zu erteilen, ferner, daß sie befugt 
sind, ihre Auftraggeber in steuerlichen Angelegenheiten 
zu beraten und zu vertreten. In § 43 Abs. 4 werden sodann 
weitere Tätigkeiten, darunter die Beratung und Wahrung 
fremder Interessen in wirtschaftlichen Angelegenheiten 
(Nr. 1) und die treuhänderische Verwaltung (Nr. 4) für 
mit dem Beruf des Wirtschaftsprüfers "vereinbar*1 erklärt. 
Hierzu ergibt sich allerdings aus dem Protokoll der Unter- 
kommission "Berufsordnungsgesetze" des Wirtschaftsausschusses 
des Bundestages vom 25. Januar 1961 (vgl. Anwaltsblatt 1964, 
42), daß ein Anwaltverein gerade im Hinblick auf § 5 Nr. 2 
des Hechtsberatungsgesetzes Bedenken gegen § 2 des Regie­
rungsentwurfs erhoben hatte, der für die Y/irtschaf tsprüfer 
die Befugnis zur Beratung und Vertretung auch in "wirt­
schaftlichen" Angelegenheiten vorsah; die Bedenken gingen 
dahin, bei der vorgeschlagenen weiten Passung der beruf­
lichen "Aufgaben"bestehe die Befürchtung, daß die Wirt­
schaftsprüfer künftig unter Berufung auf § 5 des Rechts- 
beratungsges^tzee auc^.die Rechtsberatung in wirtschaft­
lichen Angelegenheiten schlechthin übernehmen könnten; 
es sei nicht die jv̂ fsicht des Anwaltvereins, den Wirtschafts­
prüfern diese beratende und vertretende Tätigkeit im 
Einzelfall zu nehmen; die Bedenken richteten sich nur 
dagegen, daß diese Tätigkeit als Berufsaufgabe normiert 
werde. Daraufhin ist diese Tätigkeit aus § 2 des Entwurfs 
gestrichen und in § 55 C§ 43 des Gesetzes) übernommen 
worden.

Bei dieser Sachlage muß die streitige Frage nach wie 
vor als offen angesehen werden. Die Entstehungsgeschichte 
ergibt nicht, daß das Plenum des Bundestages sich der Be­
deutung der fraglichen Teilung der beruflichen Tätigkeits­
bereiche gerade im Hinblick auf die Befugnis zur Rechtsbe-
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sorgung bewußt geworden ist. Bei der Tragweite der seit 
langem bestehenden Streitfrage kann auch nicht davon aus­
gegangen werden, das Plenum habe sie zu den Einzelheiten 
von untergeordneter Bedeutung gerechnet und sich insoweit 
der Auffassung seines Unterausschusses ohne weiteres an­
schließen wollen.

Die Frage, ob in § 5 Nr. 2 des Rechtsberatungsgesetzes 
der Bereich der beruflichen ’’Aufgabe0 in dem gekennzeich­
neten Sinne enger als der Kreis der beruflichen Angelegen­
heiten aufzufassen ist (vgl. dazu auch BVerfG, Vorbescheid 
vom 7* Februar 1963, BB 1963, 625 und die Ergänzung in 
Anwaltsblatt 1964, 43), bedarf auch hier keiner abschließen­
den Entscheidung. Es kann vielmehr zugunsten der Beklagten 
davon ausgegangen werden, daß § 5 Nr. 2 auch die in § 43 
Abs. 4 der Wirtschafte prüf er Ordnung bezeichneten Tätigkeiten 
als berufliche Aufgabe umfaßt.

Die Beklagte meint aber zu Unrecht, die der Feststellung 
von Preisbindungsverstößen dienende Tätigkeit bilde eine 
”treuhänderische Verwaltung” im Sinne des § 43 Abs. 4 Nr. 4 
der WirtschaftsprüferOrdnung. Die Beklagte übt hierbei ledig­
lich einen Teil der sich aus einzelnen Preisbindungsver­
trägen verschiedener Unternehmen ergebenden rechtlichen 
Befugnisse treuhänderisch aus. Das kann nicht als treu­
händerische Verwaltung bezeichnet werden; es fehlt an einem 
dafür erforderlichen hinreichend abgrenzbaren Vermögensteil 
als Gegenstand der Verwaltung. Man kann nicht gut davon 
sprechen, daß die Beklagte das ’’Preisbindungssystam” der 
Unternehmen verwalte, wenn das Überhaupt ein Vermögensteil 
wäre, der einer getrennten treuhänderischen Verwaltung zu­
gänglich sein könnte.
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Dagegen kann zugunsten der Beklagten angenommen werden, 
daß ihre Tätigkeit, soweit sie auf die F e s t s t e l ­
l u n g  von Preisbindungsverstößen gerichtet ist, unter 
die in § 43 Abs, 4 Nr, 1 genannte "Wahrung fremder Inter­
essen in wirtschaftlichen Angelegenheiten" zu rechnen ist. 
Dafür spricht, daß ein wesentlicher Teil dieser Tätigkeit 
in der in den Preisbindungsverträgen vereinbarten Prüfung 
der Bücher der Händler besteht.

b) Die mit der vorliegenden Klage angegriffene Tätig­
keit der Beklagten, die über die Feststellung von Preis- 
bindungsverstoßen hinausgeht, steht jedoch nicht in un­
mittelbarem Zusammenhang mit dieser Tätigkeit und ist 
aus diesem Grunde nicht durch § 5 Nr. 2 des Hechtsbe­
ratungsgesetzes gedeckt. Der Begriff des unmittelbaren 
Zusammenhangs kann nur aus dem Zweck der gesetzlichen 
Regelung erschlossen werden. Dieser geht dahin, die Aus­
übung der eigentlichen Berufstätigkeit der Wirtschafts­
prüfer nicht unangemessen zu erschweren. Das geschieht 
nicht, wenn der,Beklagten die angegriffene Tätigkeit unter­
sagt wirdj denn.die Beklagte führt selbst aus, das Schwer­
gewicht ihrer Tätigkeit liege in diesem Bereich auf der Er­
mittlung der für.die Feststellung von Preisunterbietungen 
maßgebenden Tatsachen, Diese Tätigkeit entspricht auch, 
soweit es sich um Buchprüfungen handelt, den spezifischen 
Kenntnissen eines Wirtschaftsprüfers.

Andererseits genügt zur Bejahung eines unmittelbaren 
Zusammenhangs nicht, daß die rechtsbesorgende Tätigkeit im 
Verhältnis zur eigentlichen beruflichen Tätigkeit neben­
geschäftlichen Charakter trägt. Auch, wenn dies zutrifft, 
fehlt es an einem unmittelbaren Zusammenhang zwischen 
Rechtsbesorgung und Erledigung der beruflichen Angelegenheit, 
wenn diese auch ohne Hechtsbesorgung sinnvoll wahrgenommen
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werden kann (Erbs-Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze 
Bd. Ill R 55, Anm. 2 b zu § 5). Die angegriffene Tätigkeit 
läßt sich von der Feststellung des Sachverhalts jedoch 
ohne weiteres trennen, ohne daß diese Tätigkeit unangemessen 
erschwert wird* das ergibt sich überdies auch aus dem von 
der Beklagten vorgelegten Mustervertrag, Die eine Tätigkeit 
betrifft die tatsächlichen Voraussetzungen, die andere die 
daraus zu ziehenden rechtlichen Schlüsse für ein Vorgehen 
gegen die Vertragspartner. Baß auch hierbei unternehmerische 
Überlegungen mitspielen und beispielsweise dazu führen 
können, von der Burchsetzung der Rechte abzusehen, ist für 
die vorliegende Frage unerheblich, macht diesen Teil der 
Tätigkeit auch nicht zu einer Wahrung wirtschaftlicher An­
gelegenheiten. Wegen der hierbei zu beurteilenden Rechts­
fragen und der Tragweite unrichtiger Rechtsanwendung beson­
ders für das preisbindende Unternehmen ist eine solche 
Trennung entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 
ferner sachgemäß. In entsprechender Weise ist auch die 
Einziehung von Außenständen, die ein Buchprüfer aus Anlaß 
einer Buchprüfung im Aufträge eines Unternehmens festge­
stellt hat, nicht als in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Berufstätigkeit des Buchprüfers stehend angesehen worden 
(BGH St 6, 136, 138). Fehl geht deshalb der Hinweis der 
Beklagten, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft müsse die 
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten mindestens in dem­
selben Umfang gestattet sein * wie einem Hausverwalter nach 
§ 5 Nr. 3 des Rechtsberatungsgesetzes.

Soweit die mündliche Revisionserwiderung eine weite 
Auslegung des Begriffs des unmittelbaren Zusammenhangs 
mit dem Hinweis auf den "Aus nähme char akter*' des Rechtsbe­
ratungsgesetzes und auf eine unsinnige Verteuerung der 
Preisbindung sowie damit zu begründen sucht, den preis­
bindenden Unternehmen sei daran gelegen, nicht im eigenen

iiii
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Namen gegen größere Abnehmer mit Vertragsstrafen vorgehen 
zu müssen, kann ihr ebenfalls nicht beigetreten werden. Der 
Begriff ist in dem bereits dargelegten Sinne auszulegen 
(Altenhoff-Busch, Kommentar zum Rechtsberatungsgesetz, 1957» 
Rdz. 97). Aua dem von der Revisionserwiderung angeführten 
Urteil des Bundesgerichtshofs vom 21. Mai 1959 (DB 1959?
935) ergibt sich nichts Gegenteiliges; bei dem dort zu 
beurteilenden Sachverhalt war der unmittelbare Zusammen­
hang gegeben. An der bisherigen engen Auslegung muß im 
Rahmen des § 5 Nr. 2 des Rechtsberatungsgesetzes auch des­
halb festgehalten werden, weil in § 43 Abs. 4 Nr. 1 der 
WirtschaftsprüferOrdnung die berufliche Tätigkeit des Wirt­
schafts i?rüfers sehr umfassend und überdies dehnbar um­
schrieben worden ist, so daß bei weiter Auslegung des Be­
griffs des unmittelbaren Zusammenhanges der ‘Anwendungs­
bereich des § 5 Nr. 2 in einer mit dem Zweck des Rechtsbe­
ratungsgesetzes nicht zu vereinbarenden Weise ausgedehnt 
werden würde.

5. Die Tätigkeit 4-er Beklagten fällt schließlich 
nicht unter die.,ih Art. 1 § 5 Nr. 3 des Rechtsberatungs­
gesetzes aufgeführte Ausnahme. Dafür fehlt es an dem Er­
fordernis der Verwaltung eines selbständigen Vermögens­
teils (vgl. Altenhoff-Buech, aaü., Rdz. 98, 100).

6. Daß der Unterlassungsanspruch nicht verwirkt ist, 
hat schon das Landgericht ausreichend begründet. Die Klage 
ist am 6. Januar 1964 eingereicht worden, nachdem die Be­
klagte am 21. August 1963 vergeblich abgemahnt worden war. 
Die Beklagte konnte auch vorher schon feststellen, daß 
die Vereinbarkeit ihrer Tätigkeit mit dem Rechtsberatungs- 
gesetz umstritten war.
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III. Da hiernach das Landgericht dem Unterlassungs 
begehren mit Recht entsprochen hat, war dessen Urteil 
auf die Revision des Klägers wiederherzustellen. Die 
Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO.

Jungbluth Pehle Mösl

Alff Simon
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